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Nicht im Kodex abgedruckte Normtexte 
 
Aus der VERORDNUNG (EG) Nr. 562/2006 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES 
vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex 
für das Überschreiten der Grenzen durch Personen 
(Schengener Grenzkodex) 
(ABl. L 105 vom 13.4.2006, S. 1) 
TITEL III 
BINNENGRENZEN 
KAPITEL I 

Abschaffung der Grenzkontrollen an den 

Binnengrenzen 
Artikel 20 

Überschreiten der Binnengrenzen 
Die Binnengrenzen dürfen unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit der betreffenden Personen an jeder 
Stelle ohne Personenkontrollen überschritten werden. 
Artikel 21 

Kontrollen innerhalb des Hoheitsgebiets 
Die Abschaffung der Grenzkontrollen an den 
Binnengrenzen berührt nicht: 
a) die Ausübung der polizeilichen Befugnisse durch 
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten nach 
Maßgabe des nationalen Rechts, sofern die Ausübung 
solcher Befugnisse nicht die gleiche Wirkung wie 
Grenzübertrittskontrollen hat; dies gilt auch in 
Grenzgebieten. Im Sinne von Satz 1 darf die 
Ausübung der polizeilichen Befugnisse insbesondere 
nicht der Durchführung von Grenzübertrittskontrollen 
gleichgestellt werden, wenn die polizeilichen 
Maßnahmen 
i) keine Grenzkontrollen zum Ziel haben; 
ii) auf allgemeinen polizeilichen Informationen und 
Erfahrungen in Bezug auf mögliche Bedrohungen der 
öffentlichen Sicherheit beruhen und insbesondere auf 
die Bekämpfung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität abzielen; 
iii) in einer Weise konzipiert sind und durchgeführt 
werden, die sich eindeutig von systematischen 

Personenkontrollen an den Außengrenzen 
unterscheidet; 
iv) auf der Grundlage von Stichproben durchgeführt 
werden; 

Aus dem Salzburger Landessicherheitsgesetz, LGBl 
Nr  57/2009 idgF 

Weitere Strafbestimmungen 

Anstandsverletzung 

§ 27 

(1) Wer den öffentlichen Anstand verletzt, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer 
Geldstrafe bis zu 500 € und für den Fall der 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 
einer Woche zu bestrafen. 

(2) Den öffentlichen Anstand verletzt, wer ein 
Verhalten setzt, das mit den allgemeinen Grundsätzen 
der Schicklichkeit nicht im Einklang steht und das 
einen groben Verstoß gegen die in der Öffentlichkeit 
zu beachtenden Pflichten darstellt, insbesondere wer 
 1. andere Personen in der Öffentlichkeit in 

unzumutbarer Weise, etwa in einem 
augenscheinlich durch Alkohol oder Suchtgift 
schwer beeinträchtigten Zustand, belästigt 
oder 

 2. öffentliche Einrichtungen wie Denkmäler, 
Brunnen, Sitzbänke oder Unterstände in 
anstößiger Weise nützt, etwa indem andere 
Personen am bestimmungsgemäßen Gebrauch 
dieser Einrichtungen, soweit ein solcher in 
Betracht kommt, gehindert werden. 

(3) Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes können Personen, die den 
öffentlichen Anstand gemäß Abs 2 verletzen, 
anweisen, ihr Verhalten einzustellen. Von der 
Festnahme einer Person, die bei einer solchen 
Verwaltungsübertretung auf frischer Tat betreten wird 
und trotz Abmahnung in der Fortsetzung der strafbaren 
Handlung verharrt oder sie zu wiederholen sucht (§ 35 
Z 3 VStG), haben die Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes abzusehen, wenn die Fortsetzung 
oder Wiederholung der Anstandsverletzung durch 
Anwendung eines oder beider gelinderer Mittel 
(Abs 4) nach Androhung verhindert werden kann. Bei 
Personen, die offensichtlich zur Wahrnehmung der 
Androhung nicht fähig sind, entfällt dieses Erfordernis 
der vorausgehenden Androhung. 

(4) Als gelindere Mittel kommen folgende 
Maßnahmen der unmittelbaren Befehls- und 
Zwangsgewalt in Betracht: 
 1. die Wegweisung der Person vom öffentlichen 

Ort; 
 2. die Sicherstellung von Sachen, die für die 

Fortsetzung oder Wiederholung der 
Anstandsverletzung verwendet werden 
können. 

Ehrenkränkung 

§ 31 

(1) Vorsätzliche Handlungen gegen die Ehre 
eines anderen, die deshalb nicht den gerichtlich 
strafbaren Tatbestand der üblen Nachrede (§ 111 
StGB) oder der Beleidigung (§ 115 StGB) darstellen, 
weil sie nicht in einer für einen Dritten 
wahrnehmbaren Weise bzw nicht öffentlich oder vor 
mehreren Leuten begangen wurden, sind 
Verwaltungsübertretungen und mit einer Geldstrafe bis 
zu 500 € und für den Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen. 

(2) Ehrenkränkungen sind Privatanklagesachen 
(§ 56 VStG) und entsprechend den für solche 
geltenden Verfahrensbestimmungen zu ahnden. 

 

Aus dem Staatsbürgerschaftsgesetz 1985, BGBl. Nr. 
311/1985 idgF 

Verleihung 

§ 10. (1) Die Staatsbürgerschaft darf einem 
Fremden, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, nur verliehen werden, wenn 
 1. er sich seit mindestens zehn Jahren 

rechtmäßig und ununterbrochen im 



 2 

Bundesgebiet aufgehalten hat und davon 
zumindest fünf Jahre niedergelassen war; 

 2. er nicht durch ein inländisches oder 
ausländisches Gericht wegen einer oder 
mehrerer Vorsatztaten rechtskräftig zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, die der 
Verurteilung durch das ausländische Gericht 
zugrunde liegenden strafbaren Handlungen 
auch nach dem inländischen Recht gerichtlich 
strafbar sind und die Verurteilung in einem 
den Grundsätzen des Art. 6 der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (EMRK), BGBl. 
Nr. 210/1958, entsprechendem Verfahren 
ergangen ist; 

 3. er nicht durch ein inländisches Gericht wegen 
eines Finanzvergehens rechtskräftig zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist; 

 4. gegen ihn nicht wegen des Verdachtes einer 
mit Freiheitsstrafe bedrohten Vorsatztat oder 
eines mit Freiheitsstrafe bedrohten 
Finanzvergehens bei einem inländischen 
Gericht ein Strafverfahren anhängig ist; 

 5. durch die Verleihung der Staatsbürgerschaft 
die internationalen Beziehungen der Republik 
Österreich nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden; 

 6. er nach seinem bisherigen Verhalten Gewähr 
dafür bietet, dass er zur Republik bejahend 
eingestellt ist und weder eine Gefahr für die 
öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
darstellt noch andere in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannte öffentliche Interessen gefährdet; 

 7. sein Lebensunterhalt hinreichend gesichert ist 
und 

 8. er nicht mit fremden Staaten in solchen 
Beziehungen steht, dass die Verleihung der 
Staatsbürgerschaft die Interessen der Republik 
schädigen würde. 

 (3) Einem Fremden, der eine fremde 
Staatsangehörigkeit besitzt, darf die Staatsbürgerschaft 
nicht verliehen werden, wenn er 

 1. die für das Ausscheiden aus seinem bisherigen 
Staatsverband erforderlichen Handlungen 
unterläßt, obwohl ihm diese möglich und 
zumutbar sind oder 

 2. auf Grund seines Antrages oder auf andere 
Weise absichtlich die Beibehaltung seiner 
bisherigen Staatsangehörigkeit erwirkt. 

 

§ 20. (1) Die Verleihung der Staatsbürgerschaft 
ist einem Fremden zunächst für den Fall zuzusichern, 
daß er binnen zwei Jahren das Ausscheiden aus dem 
Verband seines bisherigen Heimatstaates nachweist, 
wenn 
 1. er nicht staatenlos ist; 
 2. weder § 10 Abs. 6 noch die §§ 16 Abs. 2 oder 

17 Abs. 4 Anwendung finden und 
 3. ihm durch die Zusicherung das Ausscheiden 

aus dem Verband seines bisherigen 
Heimatstaates ermöglicht wird oder erleichtert 
werden könnte. 

(2) Die Zusicherung ist zu widerrufen, wenn der 
Fremde mit Ausnahme von § 10 Abs. 1 Z 7 auch nur 
eine der für die Verleihung der Staatsbürgerschaft 
erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt. 

(3) Die Staatsbürgerschaft, deren Verleihung 
zugesichert wurde, ist zu verleihen, sobald der Fremde 
 1. aus dem Verband seines bisherigen 

Heimatstaates ausgeschieden ist oder 
 2. nachweist, daß ihm die für das Ausscheiden 

aus seinem bisherigen Staatsverband 
erforderlichen Handlungen nicht möglich oder 
nicht zumutbar waren. 

(4) Die Staatsbürgerschaft, deren Verleihung 
zugesichert wurde, kann verliehen werden, sobald der 
Fremde glaubhaft macht, daß er für das Ausscheiden 
aus seinem bisherigen Staatsverband Zahlungen zu 
entrichten gehabt hätte, die für sich allein oder im 
Hinblick auf den für die gesamte Familie 
erforderlichen Aufwand zum Anlaß außer Verhältnis 
gestanden wären. 

 

Aus dem Steiermärkischen Waldschutzgesetz 
LGBl. Nr. 21/1982 idgF 
 

Forstschutzorgane 
 

§ 1 (1) Die Behörde hat auf Antrag des 
Waldeigentümers zum Schutz des Waldes und seiner 
Produkte geeignete Personen als Forstschutzorgane für 
einen genau zu bezeichnenden Dienstbereich zu 
bestätigen. 

(2) Wird eine Person erstmalig als Forstschutzorgan 
bestätigt, so ist sie anzugeloben. 

Angelobung, Dienstausweis und Dienstabzeichen 
 

§ 6 (1) Das Forstschutzorgan ist nach der in der 
Anlage angeführten Formel anzugeloben. 

(2) Nach der Angelobung sind dem Forstschutzorgan 
ein Dienstabzeichen gemäß den Bestimmungen des 
Gesetzes betreffend die äußere Kennzeichnung der 
zum Schutze der Landeskultur bestellten und beeideten 
Wachorgane, LGBl. Nr. 58/1950, und ein 
Dienstausweis auszufolgen. 

(3) Der Dienstausweis muß mit einem Lichtbild 
versehen sein und hat den Namen, das Geburtsdatum 
und den Wohnort des Forstschutzorgans, die 
Bestätigung der Angelobung (Behörde und Tag der 
Angelobung), den Dienstbereich des 
Forstschutzorgans, die gesetzliche Bestimmung, nach 
der die Bestätigung erfolgt ist, und die Nummer des 
Dienstabzeichens sowie Unterschrift und Dienstsiegel 
der ausstellenden Behörde zu enthalten. 

(4) Das Forstschutzorgan hat in Ausübung seines 
Dienstes das Dienstabzeichen zu tragen und den 
Dienstausweis mitzuführen. Mit diesem hat es sich auf 
Verlangen gegenüber den von seinen Amtshandlungen 
betroffenen Personen auszuweisen. 

(5) Das Forstschutzorgan hat, wenn seine Funktion 
endet, das Dienstabzeichen und den Dienstausweis an 
die Behörde unverzüglich abzuliefern. 
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(6) Die Behörde hat ein Verzeichnis der von ihr 
bestätigten und angelobten Forstschutzorgane zu 
führen. 

Aus dem Steiermärkischen Naturschutzgesetz 1976 
LGBl. Nr. 65/1976 idgF 

Sachlicher Geltungsbereich 
 

§ 1 (1) Dieses Gesetz regelt den Schutz der Natur, den 
Schutz und die Pflege der Landschaft sowie die 
Erhaltung und Gestaltung der Umwelt als 
Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, 
Pflanzen und Tiere. 

(2) Insbesondere fallen unter die Bestimmungen dieses 
Gesetzes der Schutz und die Pflege von 
 a) Gebieten, die wegen ihrer weitgehenden 

Ursprünglichkeit, der besonderen Vielfalt 
ihrer Tier und Pflanzenwelt, insbesondere aus 
naturwissenschaftlichen Gründen 
(Naturschutzgebiete); 

 b) Gebieten, die wegen ihrer besonderen 
landschaftlichen Schönheiten oder Eigenart, 
ihrer seltenen Charakteristik oder ihres 
Erholungswertes (Landschaftsschutzgebiete); 

 c) Teilbereichen der Landschaft, die wegen ihrer 
kleinklimatischen, ökologischen oder 
kulturgeschichtlichen Bedeutung (geschützte 
Landschaftsteile) erhaltungswürdig sind sowie 

 d) allen natürlichen stehenden Gewässern und 
deren Uferbereichen (Gewässer und 
Uferschutzgebiete); 

 e) hervorragenden Einzelschöpfungen der Natur 
(Naturdenkmale). 

 f) Gebieten, die Teil des kohärenten 
europäischen ökologischen Netzes "NATURA 
2000" sind (Europaschutzgebiete). (2) 

(3) Durch dieses Gesetz werden Zuständigkeiten des 
Bundes nicht berührt; insbesondere darf die 
Benutzbarkeit von Flächen und bestehenden Anlagen, 
die ausschließlich oder vorwiegend Zwecken des 
Bundesheeres, des Bergbaues oder des Eisenbahn und 
Straßenverkehrs dienen, nicht eingeschränkt werden. 

 

II. Allgemeine Schutzmaßnahmen 

Schutz der Natur und Landschaft 
 

§ 2 (1) Bei allen Vorhaben, durch die nachhaltige 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu erwarten 
sind, ist zur Vermeidung von die Natur schädigenden, 
das Landschaftsbild verunstaltenden oder den 
Naturgenuß störenden Änderungen 
 a) auf die Erhaltung des ökologischen 

Gleichgewichtes der Natur, 
 b) auf die Erhaltung und Gestaltung der 

Landschaft in ihrer Eigenart 
(Landschaftscharakter) sowie in ihrer 
Erholungswirkung (Wohlfahrtsfunktion) 
Bedacht zu nehmen und 

 c) für die Behebung von entstehenden Schäden 
Vorsorge zu treffen. 

(2) Wissenschaftlich bedeutsame Zeugnisse 
menschlichen, tierischen, pflanzlichen oder 
mineralischen Daseins dürfen weder beschädigt noch 
vernichtet werden. 

Schutz von stehenden und fließenden Gewässern 
(Gewässer und Uferschutz) 
 

§ 7 (1) Alle natürlichen stehenden Gewässer und deren 
Uferbereiche bis in eine Entfernung von 150 m 
landeinwärts, nach dem Gelände gemessen, sind nach 
Maßgabe der Bestimmungen des § 6 Abs.3 bis 8 als 
Landschaftsschutzgebiete geschützt. 

(2) Im Bereich der natürlichen fließenden Gewässer 
einschließlich ihrer Altgewässer (Altarme, Lahnen 
u.dgl.) bedarf die Ausführung nachstehender Vorhaben 
einer Bewilligung der Behörde: 
 a) Errichtung von Wasserkraftanlagen; 
 b) Herstellung von Schutz und 

Regulierungswasserbauten, die eine 
Verlegung des Bettes oder eine wesentliche 
Veränderung des Bettes oder der Ufer 
vorsehen; 

 c) Bodenentnahmen oder Ausweitung 
bestehender Gewinnungsstätten in einem 10 m 
breiten, von der Uferlinie landeinwärts 
gemessenen Uferstreifen, ausgenommen 
geringfügige, ohne besondere Vorrichtungen 
vorgenommene Entnahmen für den 
Eigenbedarf; 

 d) Roden von Bäumen und Sträuchern des 
Uferbewuchses, sofern hiefür nicht eine 
Bewilligung nach dem Forstgesetz 1975 
erforderlich oder ein behördlicher Auftrag 
nach dem Wasserrechtsgesetz gegeben ist; 

 e) Ablagern von Schutt, Abfall u.dgl. im 
Uferbereich sowie Zuschütten von 
Altgewässern. 

(3) Für Bewilligungen nach Abs. 2 sind zuständig: 
 a) die Landesregierung für Vorhaben innerhalb 

von Europaschutzgebieten; 
 b) die Bezirksverwaltungsbehörde für Vorhaben 

außerhalb von Europaschutzgebieten. 

 

VII. Sanktionen 

Strafen 
 

§ 33 (1) Wer durch Handlungen oder Unterlassungen 
den im § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 erster Satz, 
Abs. 3, 5, 7 und 9, § 5 Abs. 5, § 6 Abs. 3, § 7 Abs. 2, § 
12 Abs. 1, 3 und 5, § 13 b Abs. 1, § 13 c Abs. 2, 3 und 
4, § 13 d Abs. 2, 3, 6 und 7, § 13e Abs. 2, 3, 7 und 8, § 
15 Abs. 1, § 21 Abs. 1 zweiter Satz sowie § 24 Abs. 3 
oder in den nach diesem Gesetz erlassenen 
Verordnungen und Verfügungen enthaltenen Geboten 
oder Verboten zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat 
nicht nach anderen Bestimmungen mit strengerer 
Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und ist 
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu € 15.000,- zu bestrafen. 

(2) Eine auf Grund dieses Gesetzes erteilte 
Bewilligung ist zu widerrufen, wenn eine Bestrafung 
wegen Übertretung der dieser Bewilligung zu Grunde 
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liegenden Rechtsvorschriften erfolgte und ihr 
Mißbrauch zu befürchten ist. 

(3) Neben der Strafe ist auch der Verfall der 
gefangenen Tiere oder der gesammelten Pflanzen, 
Gesteine, Versteinerungen, Minerale oder der 
abgebauten Bodenbestandteile oder der entfernten 
Naturgebilde sowie der zur Begehung der Tat 
gebrauchten oder bestimmten Gegenstände 
auszusprechen, sofern sie dem Täter oder einem 
Mitschuldigen gehören. 

 

Aus dem Strafgesetzbuch BGBl.Nr. 60/1974 idgF 

Vorsätzliche Beeinträchtigung der Umwelt 

Besondere Erschwerungsgründe 

§ 33. (1) Ein Erschwerungsgrund ist es 
insbesondere, wenn der Täter 
 1. mehrere strafbare Handlungen derselben oder 

verschiedener Art begangen oder die strafbare 
Handlung durch längere Zeit fortgesetzt hat; 

 2. schon wegen einer auf der gleichen 
schädlichen Neigung beruhenden Tat 
verurteilt worden ist; 

 7. bei Begehung der Tat die Wehr- oder 
Hilflosigkeit eines anderen ausgenützt hat. 

 

Besondere Milderungsgründe 

§ 34. (1) Ein Milderungsgrund ist es 
insbesondere, wenn der Täter 
 2. bisher einen ordentlichen Lebenswandel 

geführt hat und die Tat mit seinem sonstigen 
Verhalten in auffallendem Widerspruch steht; 

 3. die Tat aus achtenswerten Beweggründen 
begangen hat; 

 4. die Tat unter der Einwirkung eines Dritten 
oder aus Furcht oder Gehorsam verübt hat; 

 7. die Tat nur aus Unbesonnenheit begangen hat; 
 9. die Tat mehr durch eine besonders 

verlockende Gelegenheit verleitet als mit 
vorgefaßter Absicht begangen hat; 

 11. die Tat unter Umständen begangen hat, die 
einem Schuldausschließungs- oder 
Rechtfertigungsgrund nahekommen; 

 17. ein reumütiges Geständnis abgelegt oder 
durch seine Aussage wesentlich zur 
Wahrheitsfindung beigetragen hat; 

 18. die Tat schon vor längerer Zeit begangen und 
sich seither wohlverhalten hat; 

(2) Ein Milderungsgrund ist es auch, wenn das 
gegen den Täter geführte Verfahren aus einem nicht 
von ihm oder seinem Verteidiger zu vertretenden 
Grund unverhältnismäßig lange gedauert hat. 

§ 180. (1) Wer entgegen einer Rechtsvorschrift 
oder einem behördlichen Auftrag ein Gewässer, den 
Boden oder die Luft so verunreinigt oder sonst 
beeinträchtigt, dass dadurch 
 1. eine Gefahr für das Leben oder einer 

schweren Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
eines anderen oder sonst für die Gesundheit 
oder körperliche Sicherheit einer größeren 
Zahl von Menschen, 

 2. eine Gefahr für den Tier- oder 
Pflanzenbestand in erheblichem Ausmaß, 

 3. eine lange Zeit andauernde Verschlechterung 
des Zustands eines Gewässers, des Bodens 
oder der Luft oder 

 4. ein Beseitigungsaufwand oder sonst ein 
Schaden an einer fremden Sache, an einem 
unter Denkmalschutz stehenden Gegenstand 
oder an einem Naturdenkmal, der 50 000 Euro 
übersteigt, 

entstehen kann, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. 
(2) Wird durch die Tat der Tier- oder Pflanzenbestand 
erheblich geschädigt, eine lange Zeit andauernde 
Verschlechterung des Zustands eines Gewässers, des 
Bodens oder der Luft bewirkt oder ein 
Beseitigungsaufwand oder sonst ein Schaden an einer 
fremden Sache, an einem unter Denkmalschutz 
stehenden Gegenstand oder an einem Naturdenkmal, 
der 50 000 Euro übersteigt, herbeigeführt, so ist der 

Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. Hat die Tat eine der im § 169 
Abs. 3 genannten Folgen, so sind die dort angedrohten 
Strafen zu verhängen 
 

Fahrlässige Beeinträchtigung der Umwelt 

§ 181. (1) Wer fahrlässig entgegen einer 
Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag eine 
der im § 180 mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wird durch die Tat der Tier- oder 
Pflanzenbestand erheblich geschädigt, eine lange Zeit 
andauernde Verschlechterung des Zustands eines 
Gewässers, des Bodens oder der Luft bewirkt oder ein 
Beseitigungsaufwand oder sonst ein Schaden an einer 
fremden Sache, an einem unter Denkmalschutz 
stehenden Gegenstand oder an einem Naturdenkmal, 
der 50 000 Euro übersteigt, herbeigeführt, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Hat 
die Tat eine der im § 170 Abs. 2 genannten Folgen, so 
sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen. 


